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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 134/2002 DES RATES
vom 22. Januar 2002

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2531/98 über die Auferlegung einer Mindestreservepflicht
durch die Europäische Zentralbank

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf die Satzung des Europäischen Systems der Zentral-
banken und der Europäischen Zentralbank (nachstehend
„Satzung“ genannt), insbesondere auf Artikel 19.2,

auf Empfehlung der Europäischen Zentralbank (EZB),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, (1)

nach Stellungnahme der Kommission, (2)

gemäß dem Verfahren des Artikels 107 Absatz 6 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft und des Artikels
42 der Satzung, und unter den Bedingungen von Artikel 43.1
der Satzung sowie Nummer 8 des dem Vertrag beigefügten
Protokolls über einige Bestimmungen betreffend das Vereinigte
Königreich Großbritannien und Nordirland und Nummer 2 des
dem Vertrag beigefügten Protokolls über einige Bestimmungen
betreffend Dänemark,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat am 23. November 1998 die Verordnung
(EG) Nr. 2531/98 über die Auferlegung einer Mindestre-
servepflicht durch die Europäische Zentralbank (3)
erlassen.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 2531/98 sieht spezielle Sank-
tionen und Verfahren vor; diese Verordnung sieht ferner
ein vereinfachtes Verfahren für die Verhängung von
Sanktionen bei bestimmten Übertretungen vor, verweist
im Hinblick auf die Prinzipien und Verfahren hinsicht-
lich der Verhängung von Sanktionen jedoch auf die
Verordnung (EG) Nr. 2532/98 des Rates vom 23.

November 1998 über das Recht der Europäischen
Zentralbank, Sanktionen zu verhängen (4).

(3) Die Erfahrungen mit dem in Artikel 3 Absatz 7 der
Verordnung (EG) Nr. 2532/98 bestimmten und durch
Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2531/98
des Rates vereinfachten Überprüfungsverfahren haben
gezeigt, dass die auf 15 Tage verkürzte Frist dem
EZB-Rat nicht ausreichend Zeit gibt, eine sachgerechte
Entscheidung zu treffen.

(4) Um ein effizientes Überprüfungsverfahren zu schaffen,
sollte die Frist, innerhalb derer der EZB-Rat eine
Entscheidung trifft, auf zwei Monate verlängert
werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

In Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 2531/98 wird
die Verweisung auf Artikel 3 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr.
2532/98 gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Diese Verordnung gilt für Anträge, die nach dem Inkrafttreten
dieser Verordnung gestellt werden. Hierbei ist der Zeitpunkt
des Zugangs des Antrags bei der EZB maßgeblich.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Brüssel am 22. Januar 2002.

Im Namen des Rates

Der Präsident

R. DE RATO Y FIGAREDO

(1) Stellungnahme vom 4. Juli 2001 (noch nicht im Amtsblatt veröf-
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